
 Seite 1 von 14 

 

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 

DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 

BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 

DEUTSCHE GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG, BERLIN  

_______________________________________________________________________ 

Gemeinsame Grundsätze für die Datenerfassung und 
Datenübermittlung zur Sozialversicherung 

nach § 28b Absatz 2 SGB IV 

in der vom 01.12.2010 an geltenden Fassung1 

Der GKV-Spitzenverband (Spitzenverband Bund der Krankenkassen), die Deutsche 

Rentenversicherung Bund, die Bundesagentur für Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche 

Unfallversicherung haben für die Erstattung der Meldungen zur Kranken-, Pflege-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung die nachfolgenden „Gemeinsamen Grundsätze für 

die Datenerfassung und Datenübermittlung zur Sozialversicherung“ aufgestellt. Sie 

kommen damit ihrer Verpflichtung nach § 28b Absatz 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB IV) nach. 

Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen (ABV) hat im 

Hinblick auf die Besonderheiten zum Meldeverfahren zu den berufsständischen 

Versorgungseinrichtungen ebenfalls an diesen Grundsätzen mitgewirkt. 

Die „Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenübermittlung zur 

Sozialversicherung“ sind nach Anhörung der Arbeitgeberverbände vom 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales genehmigt worden. 

Die gemeinsamen Grundsätze werden durch gemeinsame Verlautbarungen der 

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung sowie durch Verlautbarungen der ABV 

erläutert. 

                                                

1 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat den gemeinsamen Grundsätzen nach 
Anhörung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände am 12.07.2010 
zugestimmt. 
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1 Allgemeines 

Der GKV-Spitzenverband, die Deutsche Rentenversicherung Bund, die Bundesagentur für 

Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung bestimmen in den nachfolgenden 

gemeinsamen Grundsätzen 

- die Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen, 

- die Schlüsselzahlen für die Abgabegründe, 

- die Schlüsselzahlen für die Personengruppen und 

- den Aufbau des Meldedatensatzes und der Datenbausteine. 

Die Besonderheiten bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (siehe 

§ 31 der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung - DEÜV -) bleiben unberührt. 

Der Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, der für die 

landwirtschaftliche Sozialversicherung besondere Aufgaben nach dem Zweiten Gesetz über 

die Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 1989), dem Gesetz über die Alterssicherung 

der Landwirte (ALG) beziehungsweise dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) 

wahrnimmt, hat an diesen Grundsätzen im Hinblick auf die Besonderheiten in der 

landwirtschaftlichen Sozialversicherung mitgewirkt. 

Soweit in diesen gemeinsamen Grundsätzen der Begriff „Einzugsstelle“ verwendet wird, sind 

damit sowohl die Krankenkassen als auch die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See als Minijob-Zentrale gemeint. 

1.1 Versicherungsnummer 

Die Versicherungsnummer ist dem Sozialversicherungsausweis zu entnehmen und in die 

Meldung zu übertragen. Soweit die Versicherungsnummer nicht bekannt oder noch nicht 

vergeben ist, können die Anmeldungen auch ohne Versicherungsnummer, dann aber mit 

den Angaben zur Vergabe einer Versicherungsnummer, übermittelt werden. Alle 

persönlichen Angaben sind amtlichen Unterlagen zu entnehmen. 

1.2 Mitgliedsnummer bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 

Die Mitgliedsnummer wird von der zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtung 

für die Dauer der Mitgliedschaft vergeben. Sie ist in die Meldung an die berufsständische 

Versorgungseinrichtung zu übertragen. Soweit die Mitgliedsnummer nicht bekannt oder nicht 

vergeben ist, muss in der Meldung eine fiktive Mitgliedsnummer der berufsständischen 

Versorgungseinrichtung verwendet werden. 
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1.3 Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen 

Die Beitragsgruppen sind in den Meldungen mit dem vierstelligen numerischen Schlüssel zu 

verschlüsseln. Für jeden Beschäftigten ist in der Reihenfolge Kranken-, Renten-, 

Arbeitslosen- und Pflegeversicherung die zutreffende Ziffer (siehe Anlage 1) anzugeben. 

1.4 Schlüsselzahlen für die Abgabegründe 

Die Abgabegründe sind in den Meldungen zweistellig numerisch zu verschlüsseln. Für jede 

Meldegruppe ist entsprechend dem Meldesachverhalt der zutreffende Schlüssel (siehe 

Anlage 2) anzugeben. 

Treffen für einen meldepflichtigen Sachverhalt innerhalb der Meldegruppe Anmeldung 

(Schlüsselzahlen 10 bis 13) beziehungsweise der Meldegruppe Abmeldung (Schlüsselzahlen 

30 bis 36) mehrere Abgabegründe zu, ist stets der Abgabegrund mit der niedrigeren 

Schlüsselzahl anzugeben. 

Zusammen mit den Meldungen können Namens- und Anschriftenänderungen übermittelt 

werden. 

1.5 Schlüsselzahlen für die Personengruppen 

Die Personengruppen sind in den Meldungen dreistellig numerisch (siehe Anlage 3) zu 

verschlüsseln. Die erste Stelle des Schlüssels (Ziffer 1) ist fest vorgegeben und dient der 

Einzugsstelle als Identifikationsmerkmal der Meldung eines Arbeitgebers. Weitere Ziffern in 

der Stelle 1 sind dem Meldeverfahren mit anderen Stellen vorbehalten. 

Grundsätzlich ist der Schlüssel 101 beziehungsweise 140 zu verwenden. Hat das 

Beschäftigungsverhältnis besondere Merkmale, gelten die Schlüssel 102 fortfolgende 

beziehungsweise 141 fortfolgende. Sofern gleichzeitig mehrere besondere Merkmale 

auftreten und demzufolge mehrere Schlüssel möglich sind, ist derjenige mit der niedrigsten 

Schlüsselzahl zu verwenden. Die Schlüssel 109 und 110 haben jedoch immer Vorrang. 

Soweit Meldungen für ausschließlich in der gesetzlichen Unfallversicherung 

versicherungspflichtige Personen zu erstellen sind, ist stets die Personengruppe 190 zu 

verwenden. 

1.6 Schlüsselzahlen für die Angaben zur Tätigkeit 

Die ausgeübten Tätigkeiten sind in den Meldungen zu verschlüsseln. Der Schlüssel enthält 

Angaben zur ausgeübten Tätigkeit, die Stellung im Beruf und die Ausbildung des 

Versicherten. Der Schlüssel für die Angaben zur Tätigkeit ist derzeit noch fünfstellig und wird 

für Meldezeiträume ab 01.12.2011 (Beginn des Meldezeitrums oder Ende des 

Meldezeitraums liegt nach dem 30.11.2011) durch einen neunstelligen Schlüssel ersetzt. Er 
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enthält dann Angaben für den ausgeübten Beruf nach der Klassifikation der Berufe 2010, 

den höchsten allgemeinbildenden Schulabschluss und den höchsten beruflichen 

Ausbildungsabschluss des Beschäftigten sowie Angaben über Leiharbeit und der 

Vertragsform der Beschäftigung. Details zum Aufbau und den Inhalten des Schlüssels 

werden in der Anlage 5 des gemeinsamen Rundschreibens der Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 

Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in der jeweils geltenden Fassung beschrieben. 

2 Sonderregelungen 

2.1 Unständig Beschäftigte 
Für unständig Beschäftigte sind die gleichen Meldungen zu erstatten wie für ständig 

Beschäftigte. In Anwendung der besonderen Vorschriften zum Beginn und Ende der 

Mitgliedschaft unständig Beschäftigter (§ 186 Absatz 2 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch - SGB V) können Arbeitgeber die Beschäftigungszeiten eines unständig 

Beschäftigten innerhalb eines Kalendermonats optional in einer An- und Abmeldung 

zusammenfassen, wenn der Zeitraum der Unterbrechung zwischen den einzelnen 

unständigen Beschäftigungen nicht mehr als drei Wochen beträgt. 

2.2 Geringfügig entlohnte Beschäftigte 
Für geringfügig entlohnte Beschäftigte, für die pauschale Beiträge zur Kranken- und/oder 

Rentenversicherung zu entrichten sind, hat der Arbeitgeber grundsätzlich die gleichen 

Meldungen zu erstatten wie für versicherungspflichtig Beschäftigte; die Meldungen sind 

ausschließlich bei der Minijob-Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist 

stets die Schlüsselzahl 109 einzutragen. Die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung ist mit 

6 und die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung - sofern nicht auf die 

Rentenversicherungsfreiheit verzichtet wird - mit 5 zu verschlüsseln; wird auf die 

Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 1 zu 

verwenden (siehe zu den Schlüsselzahlen für Beitragsgruppen auch Anlage 1). Liegt für 

diese Beschäftigung eine Befreiung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten 

Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) vor, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 0 zu 

verwenden und die Meldung auch bei der Datenannahmestelle der berufsständischen 

Versorgungseinrichtungen einzureichen. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt“ ist in den 

Meldungen das Arbeitsentgelt einzutragen, von dem Pauschalbeiträge oder - bei Verzicht auf 

die Rentenversicherungsfreiheit - Rentenversicherungsbeiträge gezahlt wurden, wobei bei 

einem Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit die 

Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Absatz 8 SGB VI von monatlich 155 Euro 
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zu beachten ist. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung“ ist im 

Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) das Arbeitsentgelt anzugeben, das 

beitragspflichtig in der Unfallversicherung ist. 

2.3 Kurzfristig Beschäftigte 
Auch für kurzfristig Beschäftigte sind grundsätzlich die gleichen Meldungen zu erstatten wie 

für versicherungspflichtig Beschäftigte; die Meldungen sind ausschließlich bei der Minijob-

Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist stets die Schlüsselzahl 110 

einzutragen. Sämtliche Beitragsgruppen sind mit 0 zu verschlüsseln und als 

„Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt“ sind im Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) sechs 

Nullen anzugeben. Im DBUV ist hingegen als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur 

Unfallversicherung“ das Arbeitsentgelt anzugeben, das beitragspflichtig in der 

Unfallversicherung ist. 

Sofern ein Rahmenarbeitsvertrag abgeschlossen wurde, kann der Arbeitgeber den 

Beschäftigten zum Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an- und zum Ende des 

Beschäftigungsverhältnisses abmelden. Dabei sind die zeitlichen Voraussetzungen des § 8 

Absatz 1 Nummer 2 SGB IV zu beachten. 

Darüber hinaus kann die kurzfristige Beschäftigung - auch innerhalb eines 

Rahmenarbeitsvertrages - nach ihrem tatsächlichen Verlauf (tageweise) gemeldet werden. 

2.4 Sofortmeldungen 

Der Tag des Beginns eines Beschäftigungsverhältnisses ist in den in § 28a Absatz 4 Satz 1 

SGB IV genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftzweigen spätestens bei 

Beschäftigungsaufnahme unmittelbar an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 

zu melden (Sofortmeldung). Die Sofortmeldung ist mit dem Datensatz Meldung (DSME) und 

dem Datenbaustein Sofortmeldung (DBSO) zu erstatten. 

2.5 Berufsständische Versorgungseinrichtungen 

Nach § 28a Absatz 10 SGB IV hat der Arbeitgeber für Beschäftigte, die 

- nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung befreit sind,  

- Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrichtung sind und 

- in dieser Beschäftigung einen Anspruch auf einen Arbeitgeberbeitragsanteil gemäß § 172 

Absatz 2 SGB VI haben, 

die in Abschnitt 3.2 aufgeführten Datensätze und Datenbausteine (nicht jedoch die 

Datenbausteine Europäische Versicherungsnummer, Unfallversicherung, Knappschaft/See 
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und Sofortmeldung) zusätzlich an die Datenannahmestelle der berufsständischen 

Versorgungseinrichtungen zu erstatten. Die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung ist mit 0 

zu verschlüsseln. 

Bei einem Wechsel der berufsständischen Versorgungseinrichtung innerhalb eines 

bestehenden Beschäftigungsverhältnisses ist zum Tage vor dem Zuständigkeitswechsel eine 

Abmeldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis und mit dem Tage, an dem der 

Wechsel wirksam wird, eine Anmeldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis zu 

erstatten. 

Die Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV sind ausschließlich 

gegenüber der Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrichtung zu 

erstatten. 

3 Automatisiertes Meldeverfahren 

3.1 Allgemeines 
Voraussetzung für die Erstattung der Meldungen im automatisierten Verfahren ist 

insbesondere, dass die Daten über die Beschäftigungszeiten und die Höhe der 

beitragspflichtigen Bruttoarbeitsentgelte aus maschinell geführten Entgeltunterlagen 

herrühren und die Arbeiten ordnungsgemäß durchgeführt werden. Die den Meldungen 

zugrunde liegenden Tatbestände müssen maschinell erkannt werden. Vom 01.01.2006 an 

dürfen auch systemuntersuchte Ausfüllhilfen für die maschinelle Datenübermittlung genutzt 

werden (vergleiche Abschnitt 4). Für die Beurteilung einer ordnungsgemäßen Abwicklung 

der Entgeltabrechnung und für die Berechnung der Beiträge sind die Regelungen der 

Beitragsverfahrensverordnung (in der jeweils geltenden Fassung) maßgebend. 

3.2 Datensätze und Datenbausteine 

Für die Datenübermittlung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die 

nachstehend beschriebenen Datensätze 

- Datensatz Kommunikation (DSKO) 

- Datensatz Meldung (DSME) mit den zugehörenden Datenbausteinen 

- Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

zu verwenden (siehe Anlage 4). 

Für die monatlichen Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV 

gegenüber der Datenannahmestelle der berufständischen Versorgungseinrichtungen sind 

der Datensatz DSBE und die Datenbausteine gemäß Anlage 5 zu verwenden. 
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3.2.1 Datensatz Kommunikation (DSKO) 

Zur Identifikation der eingesetzten Software und zur Sicherstellung eines maschinellen 

Fehlermanagementverfahrens erstellt das vom Arbeitgeber eingesetzte systemgeprüfte 

Entgeltabrechnungsprogramm beziehungsweise die systemgeprüfte Ausfüllhilfe je 

Datenlieferung an die Datenannahmestelle einen DSKO, der insbesondere die folgenden 

Daten enthält: 

- PROD-ID - Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes 

(Programmbezeichnung) 

- MOD-ID - Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes 

(Versionsnummer) 

3.2.2 Datensatz Meldung (DSME) 
Der DSME enthält die Daten für eine Anmeldung, Abmeldung, Jahresmeldung, 

Unterbrechungsmeldung, Sofortmeldung, Änderungsmeldung, Vergabe und Rückmeldung 

einer Versicherungsnummer sowie zur Steuerung und Identifikation der Datenbausteine: 

- Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) 

- Datenbaustein Name (DBNA) 

- Datenbaustein Geburtsdaten (DBGB) 

- Datenbaustein Anschrift (DBAN) 

- Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer (DBEU) 

- Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) 

- Datenbaustein Knappschaft/See (DBKS) 

- Datenbaustein Sofortmeldung (DBSO) 

3.2.3 Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

Nach § 5 Absatz 5 DEÜV sind Arbeitgeber verpflichtet, Änderungen von Betriebsdaten dem 

Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit (BNS) unverzüglich zu melden. 

Mittels DSBD teilen die Arbeitgeber alle relevanten Änderungen im Rahmen des 

eingesetzten systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogramms oder der systemgeprüften 

Ausfüllhilfe dem BNS mit. 

3.2.4 Datensatz Beitragserhebung (DSBE) 

Der DSBE enthält die Daten zur Beitragserhebung durch eine berufsständische 

Versorgungseinrichtung sowie zur Steuerung und Identifikation der Datenbausteine: 

- Datenbaustein Mitgliedsidentifikation (DBMI) 

- Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag (DBHB) 
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3.3 Stornierung von Meldungen  

Anmeldungen, Abmeldungen, Jahresmeldungen, Unterbrechungsmeldungen, sonstige 

Entgeltmeldungen und Sofortmeldungen sind zu stornieren, wenn sie nicht zu erstatten 

waren, bei einer unzuständigen Stelle erstattet wurden oder unzutreffende Angaben 

enthielten. 

Bei Stornierung einer bereits erstatteten Meldung ist der DSME mit den ursprünglich 

übermittelten Daten und Datenbausteinen zu übermitteln. 

Dabei sind im DSME nur die Daten zur Steuerung im Feld „Zeitpunkt der Erstellung des 

Datensatzes“ zu aktualisieren. 

Dem DSME folgt der DBME beziehungsweise der DBSO mit dem Kennzeichen „Stornierung 

einer bereits abgegebenen (Sofort-) Meldung“. 

3.4 Verarbeitungsbestätigung 
Die Datenannahmestelle bestätigt dem Absender der Datenlieferung (Ersteller der Datei, 

zum Beispiel Arbeitgeber, Steuerberater oder Service-Rechenzentrum) die Datenannahme 

(Verarbeitungsbestätigung). Positive Verarbeitungsbestätigungen werden dem Ersteller der 

Datei ausschließlich per E-Mail zugestellt, wobei der Ersteller der Datei durch entsprechende 

Kennzeichnung im DSKO auf die Übermittlung von positiven Verarbeitungsbestätigungen 

(die Datei enthält ausschließlich fehlerfreie Datensätze beziehungsweise Datenbausteine) 

verzichten kann. Auf die Zustellung einer negativen Verarbeitungsbestätigung (die Datei 

enthält fehlerhafte Datensätze beziehungsweise Datenbausteine) kann dagegen nicht 

verzichtet werden. Allerdings kann der Ersteller der Datei durch entsprechende 

Kennzeichnung im DSKO steuern, ob negative Verarbeitungsbestätigungen in Dateiform 

(Rückgabe fehlerhafter Datensätze beziehungsweise Datenbausteine mit angehängtem 

Fehlerdatenbaustein) verschlüsselt per E-Mail übermittelt oder auf dem Postweg in 

Papierform als Fehlerprotokoll unter Angabe eines Fehlertextes (Fehlertext gemäß Anlage 9 

des gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung 

„Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 

Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in der jeweils geltenden Fassung) zugestellt 

werden sollen. 

Zusätzlich wird ab 01.01.2010 den Arbeitgebern im DEÜV-Meldeverfahren die Möglichkeit 

eingeräumt, die Verarbeitungsbestätigungen (positiv wie negativ), Rückmeldungen der 

Versicherungsnummer sowie sonstige Rückmeldungen über einen „Kommunikationsserver“ 

abzurufen. 
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4 Maschinelle Ausfüllhilfen 

Arbeitgeber, die kein systemgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm einsetzen, müssen die 

Meldungen zur Sozialversicherung mittels systemgeprüfter maschineller Ausfüllhilfen an die 

Datenannahmestellen übermitteln. Abschnitt 3.2 gilt entsprechend. Arbeitgeber, die 

systemgeprüfte Entgeltabrechnungsprogramme einsetzen, können für einzelne Meldungen 

auch systemgeprüfte Ausfüllhilfen nutzen. Eine maschinelle Zuführung von Meldedaten aus 

den Beständen der Arbeitgeber in die Ausfüllhilfe ist nicht zulässig. 

5 Datenübermittlung 

5.1 Allgemeines 

Die Meldungen sind durch Datenübertragung zu übermitteln. Das Verfahren zur 

Datenübertragung muss den jeweils geltenden Normen entsprechen. Die Aufstellung der 

Normen wird in den Grundsätzen für Datenübermittlung und Datenträgeraustausch des 

Bundesministeriums des Innern veröffentlicht. 

5.2 Datenübertragung 

Für die Datenübertragung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die 

„Richtlinien für den Datenaustausch mit den gesetzlichen Krankenkassen“ in der jeweils 

geltenden Fassung zu beachten. 

5.3 Dateiaufbau 

Jede Datei beginnt mit einem Vorlaufsatz und endet mit einem Nachlaufsatz. Zwischen dem 

Vorlaufsatz und dem Nachlaufsatz liegen die Datensätze. 

5.4 Datenannahmestellen 
Die Datenannahmestellen der Einzugsstellen übernehmen die von den Arbeitgebern 

übermittelten Meldungen und leiten diese an die zuständigen Krankenkassen weiter. Die 

Sofortmeldungen sind von den Arbeitgebern unmittelbar an die Datenstelle der Träger der 

Rentenversicherung zu übermitteln. Die Datenannahmestelle der berufsständischen 

Versorgungseinrichtungen übernimmt die von den Arbeitgebern übermittelten Meldungen 

und leitet diese an die zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtungen weiter. 

6 Übergangsregelung zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung 

Die Verpflichtung zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung gilt für alle 

Entgeltmeldungen, die nach dem 31.12.2008 erstattet werden. Dies gilt nicht für 

Meldezeiträume vor dem 01.01.2008. 
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Die geleisteten Arbeitsstunden sind spätestens in Entgeltmeldungen aufzunehmen, die nach 

dem 31.12.2009 erstattet werden. Dies gilt nicht für Meldezeiträume vor dem 01.01.2010. 
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7 Abkürzungsverzeichnis 

ABV Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen 

ALG Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

BNS Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit 

DBAN Datenbaustein Anschrift 

DBEU Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer 

DBGB Datenbaustein Geburtsdaten 

DBHB Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag 

DBKS Datenbaustein Knappschaft/See 

DBME Datenbaustein Meldesachverhalt 

DBMI Datenbaustein Mitgliedsidentifikation 

DBNA Datenbaustein Name 

DBSO Datenbaustein Sofortmeldung 

DBUV Datenbaustein Unfallversicherung 

DEÜV Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung 

DSBD Datensatz Betriebsdatenpflege 

DSBE Datensatz Beitragserhebung 

DSKO Datensatz Kommunikation 

DSME Datensatz Meldung 

FELEG Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 

KVLG 1989 Zweites Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 

MOD-ID Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes 

PROD-ID Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes 

SGB Sozialgesetzbuch 

Anlagen 
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